* Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 9 Aktenzeichen: BK9-16/8011-RK12-16

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und
Nr.2,§4 Abs. 4 Satz1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3und 4i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos und Anpassung der Erldsober-
grenze nach MaRlgabe des § 5 ARegV

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitdt, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch die Beisitzerin als Vorsitzende Anne Christine Zeidler,
den Beisitzer Stefan Tappe
und die Beisitzerin Dr. Ulrike Schimmel,

gegeniiber der bayernets GmbH, PoccistraRe 7, 80336 Miinchen, vertreten durch die
Geschaftsfihrung

- Antragstellerin -



- enthalt Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse -

am 28.08.2019 beschlossen:

1.) Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 wird abweichend vom Antrag
mit dem Wert [ festoelegt. Dem Antrag auf Anpassung der kalen-
derjahrlichen Erldsobergrenzen der dritten Regulierungsperiode wird insoweit
stattgegeben, als die Antragstellerin verpflichtet ist, ihre jeweilige kalenderjahr-
liche Erlésobergrenze der dritten Regulierungsperiode um den in Anlage
R1_Gesamt dieses Beschlusses fiir das jeweilige Jahr der Regulierungsperio-
de ermittelten Betrag anzupassen.

2.) Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Griinde
I

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 26.07.2017, eingegangen bei der Be-
schlusskammer am 29.07.2017, einen Antrag auf Genehmigung des emittelten Re-
gulierungskontosaldos zum 31.12.2016 und Anpassung der kalenderjahrlichen Er-
I8sobergrenzen fir die dritte Regulierungsperiode gemal § 4 Abs. 4 Satz1 Nr. 1a
i.V.m. § 5 Abs. 3und 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV gestellt. Die Uiber das Energieda-
tenportal der Bundesnetzagentur Ubermittelten Erhebungsbégen (Erhebungsbogen
zum Regulierungskonto sowie Erhebungsbogen gemal § 28 Nr. 1, 3 und 4 Anreizre-
gulierungsverordnung) liegen der Entscheidung zu Grunde.

Die Beschlusskammer hat den Antrag geprift und der Antragstellerin mit Schreiben
vom 01.04.2019 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Antragstellerin hat mit
Schreiben vom 15.04.2019 Stellung genommen. Die Beschlusskammer ist hierbei

den Ausfilhrungen des Netzbetreibers gefolgt und [
S =erkannt

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen.



- enthélt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse -

Die Entscheidung Uber den Antrag der Antragsstellerin auf Genehmigung des
Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der
Erlésobergrenzen ergeht auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1
Nr.1 und Nr. 2, §4 Abs. 4 Satz1 Nr.1a iV.m. § 5 Abs. 3, 4 iV.m. § 34 Abs. 4
ARegV. Dem Antrag war im tenorierten Umfang stattzugeben.

1. Zustindigkeit

Die Bundesnetzagentur ist gemaB § 54 Abs. 1 und Abs. 3 EnWG die zusténdige Re-
gulierungsbehorde. Die Zusténdigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59
Abs. 1 Satz 1 EnWG.

2. Erméchtigungsgrundlage

Erméchtigungsgrundiage firr die Entscheidung Ober die Genehmigung des Regulie-
rungskontosaldos und der beantragten Anpassung der Erldsobergrenze ist § 29
Abs. 1 ENWG iV.m. §32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, §4 Abs. 4 Satz1 Nr. 1aiV.m. § 5
Abs. 3 und Abs. 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV. Wahrend in § 29 Abs. 1 EnWG u.a. ge-
regelt ist, dass die Regulierungsbehdrde Entscheidungen nach den in § 21a Abs. 6
EnWG genannten Rechtsverordnungen, zu denen auch die Anreizregulierungsver-
ordnung gehdrt, durch Festlegung oder durch Genehmigung trifft, konkretisiert § 32
Abs. 1 ARegV diese Erméachtigung u.a. dahingehend, dass die Regulierungsbehtrde
Festlegungen oder Genehmigungen nach § 29 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgeset-
zes zur Anpassung der Erlésobergrenzen nach § 4 Abs. 3 bis 5 (Abs. 1 Nr. 1) bzw.
zur Ausgestaltung und zum Ausgleich des Regulierungskontos nach § 5 ARegV
(Abs. 1 Nr. 2) treffen kann.

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a ARegV bestimmt, dass auf Antrag des Netzbetreibers eine
Anpassung der Erlésobergrenze nach Malgabe des § 5 ARegV erfolgt. Unter der
Formulierung ,nach MaRgabe des § 5 ARegV“ ist zu verstehen, dass sich die Anpas-
sungsbetrage aus dem vom Netzbetreiber ermittelten Saldo des Regulierungskontos
ergeben. Dieser unterliegt gemaR § 5 Abs. 3 Satz 1 ARegV ebenso wie dessen Ver-
teilung der Genehmigungspflicht durch die Regulierungsbehdrde. Die Zu- oder Ab-
schlage (Anpassungsbetrage) auf die kalenderjahrlichen Erlosobergrenzen des
Netzbetreibers werden demnach anhand des ermittelten Regulierungskontosaldos
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bestimmt. Der Antrag ist gemaR § 4 Abs. 4 Satz 3 ARegV einmal jahrlich zum 30.06.
zu stellen; die Anpassung erfolgt nach § 4 Abs. 4 Satz 2 ARegV zum 01.01. des fol-
genden Jahres.

§ 34 Abs. 4 ARegV enthélt eine Ubergangsregelung fur die erstmalige Beantragung
des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der Er-
i6sobergrenze. Nach § 34 Abs. 4 Satz 1 ARegV kann der Netzbetreiber einen Antrag
nach § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 ARegV erstmals zum 30.06.2017 stellen. Bei
der ersten Auflosung des Regulierungskontos umfasst die Auflésung gemalt § 34
Abs. 4 Satz 2 ARegV alle noch offenen Kalenderjahre. Dies betrifft die Kalenderjahre
2012 bis 2016. § 34 Abs. 4 Satz 3 ARegV regelt, dass der ermittelte Saldo abwei-
chend von der Regelung in § 5 Abs. 3 ARegV (Aufldsung Uber drei Jahre) annuita-
tisch bis zum Ende der dritten Regulierungsperiode {(Aufidsung Gber funf Jahre)
durch Zu- oder Abschlage auf die Erldsobergrenze verteilt wird.

Die Erlésobergrenze selbst wird fiur die dritte Regulierungsperiode vom 01.01.2018
bis 31.12.2022 fur jedes Kalenderjahr der gesamten Regulierungsperiode gemai § 4
Abs. 1 ARegV nach Mallgabe der §§ 5 bis 16, 19, 22, 24 und 25 ARegV durch die
Regulierungsbehdrde bestimmt. Die Bestimmung der kalenderjahriichen Erlésober-
grenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1
EnWG.

Zur Bestimmung der H6he der Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen
des Netzbetreibers wird im Rahmen der erstmaligen Beantragung der Saldo des Re-
gulierungskontos zum 31.12.2016 vom Netzbetreiber ermittelt. Dieser ergibt sich aus
den jahrlich vom Netzbetreiber auf dem Regulierungskonto verbuchten Differenzen
der noch offenen Kalenderjahre 2012 bis 2016, die mit diesem Beschluss entweder
genehmigt oder abweichend festgelegt werden.

Dies sind gemaR § 5 Abs. 1 und 1a ARegV die Differenzen
zwischen

- den nach § 4 ARegV zuléssigen Erldsen und den vom Netzbetreiber unter Be-
rucksichtigung der tatsdchlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlésen
gemal § 5 Abs: 1 S. 1 ARegV,



sowie

- enthalt Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse -

den tatsachlichen und den in der Erldsobergrenze enthaltenen Kosten aus der
erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen gema § 5 Abs. 1
S.2ARegViV.m. § 11 Abs. 2S. 1 Nr. 4 ARegV,

den tatsédchlichen und den in der Eriésobergrenze enthaltenen Kosten aus In-
vestitionsmalnahmen gemaR § 5 Abs. 1 Satz 2 ARegViV.m. § 11 Abs. 2 S. 1
Nr. 6 ARegV,

den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV
(volatile Kosten) und den in der Erlésobergrenze diesbeziiglich enthaltenen
Ansdtzen gemaR § 5 Abs. 1 S.2 ARegVi. V. m. § 11 Abs. 5§ ARegV,

den fir das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden
Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehd&rt und den in
der Erlésobergrenze diesbeziglich enthaltenen Ansédtzen, soweit diese Diffe-
renz durch Anderungen der Zaht der Anschlussnutzer, bei denen der Mess-
stellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgefilhrt wird, verursacht wird und
soweit es sich nicht um Kosten fur den Messstellenbetrieb von modemen
Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des Messstel-
lenbetriebsgesetz handelt

der Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 10a und
dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei Beriicksichtigung der tatséchlich
entstandenen Kapitalkosten ergibt, § 5 Abs. 1a ARegV.

Sofern die Antragstellerin die Differenzen und im Ergebnis den Regulierungskonto-

saldo zum 31.12.2016 und die sich daraus ergebenden Zu- oder Abschlage richtig

berechnet hat, ist der Antrag wie beantragt zu genehmigen. Anderenfalls sind der

Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 und die sich daraus ergebenden Anpas-

sungsbetrdge abweichend vom Antrag festzulegen.

3.

Antragsvoraussetzungen

Die Genehmigung des Regulierungskontosaldos bzw. der Antrag auf Anpassung der

Erliésobergrenze setzt formell einen form- und fristgerecht gesteliten Antrag voraus.
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Materiell setzt die Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus
ergebenden Anpassung lediglich voraus, dass der Netzbetreiber den Saldo des Re-
gulierungskontos und die Zu- oder Abschlage auf die Erldsobergrenze richtig be-
rechnet hat. Anderenfalls legt die Regulierungsbehérde diese GréBen mit diesem
Beschluss abweichend vom Antrag fest.

4. Anpassung der kalenderjéhrlichen Erlésobergrenzen

Gemal § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 ARegV ist eine Anpassung der kalender-
jahriichen Eridsobergrenzen erforderlich.

41. Antragszeitpunkt

Der Antrag nach § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV muss gem. § 4 Abs. 4
Satz 3 ARegV einmal jahrlich zum 30.Juni. eines Kalenderjahres gestellt werden.
GemaR der Ubergangsregelung in § 34 Abs. 4 ARegV kann der Antrag erstmals zum
30.Juni 2017 gestellt werden. Der Antrag der Antragstellerin ist der Beschlusskam-
mer am 29.07.2017 und damit fristgerecht zugegangen.

4.2. Antragsform

Der Antrag nach § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1a ARegV muss gemaR § 5 Abs. 4 S.
1 ARegV neben dem ermitteiten Saldo die der Anpassung zugrundeliegenden Daten,
insbesondere die nach § 4 zuldssigen und die tatsachlich erzielten Erlése des abge-
laufenen Kalenderjahres enthalten. GemaR § 5 Abs. 4 Satz 2 ARegV muss der An-
trag weiterhin Angaben zur Hohe der tatséchlich entstandenen Kapitalkosten und der
dem Kapitalkostenaufschlag nach § 10a zugrunde gelegten betriebsnotwendigen
Anlagegiiter enthalten. Hierzu gehdren insbesondere Angaben zu den Anschaffungs-
und Herstellungskosten und die jeweils in Anwendung gebrachte betriebsgewdhnli-
che Nutzungsdauer nach Anlage 1 der Gasnetzentgeltverordnung. Sinn und Zweck
der Regelung ist es, die Bewegungen auf dem Regulierungskonto fur die genehmi-
gende Regulierungsbehdrde transparent darzustellen. Fiir die Jahre 2012 bis 2016
ist der Kapitalkostenaufschlag nicht relevant.

Der Antrag wurde von der Antragstellerin mit den der Anpassung zugrundeliegenden
Daten formgerecht schriftich bzw. elektronisch bei der Bundesnetzagentur einge-
reicht. Die zum Antrag gehtrenden Erhebungsbtgen wurden unter Nutzung der ak-
tuellen Version der von der Bundesnetzagentur zum Download bereitgesteliten
XLSX-Datei hinsichtlich der wesentlichen Angaben vollstandig und formal richtig
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ausgefillt Gbermittelt. Dem Antrag wurden die flr die Prifung des Antrages erforder-
lichen Unterlagen beigefiigt.

43. Antragszeitraum

Die Antragstellerin hat eine Anpassung der Erlésobergrenzen der Jahre 2018 bis
2022 beantragt. Grundsétzlich beantragt der Netzbetreiber den von ihm ermittelten
Regulierungskontosaldo fir das letzte abgeschlossene Kalenderjahr. Dieser wird
gemaRk § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV annuitatisch Uber die drei dem Jahr der Ermittlung
folgenden Kalenderjahre durch Zu- oder Abschlage auf die Erlésobergrenze verteilt.

in § 34 Abs. 4 ARegV hat der Verordnungsgeber jedoch eine Ubergangsregelung
getroffen, die fir den Erstantrag zum 30.06.2017 eine abweichende Vorgehensweise
vorschreibt. Danach wird der nach § 5 ARegV ermittelte Saldo, in den alle noch offe-
nen Kalenderjahre (2012 bis 2016) einzubeziehen sind, annuitdtisch bis zum Ende
der dritten Regulierungsperiode durch Zu- oder Abschldge auf die Erlésobergrenze
verteilt. Der Netzbetreiber beantragt demnach zum 30.06.2017 die Genehmigung
des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016, der auf Grundlage der Differenzen
der Jahre 2012 bis 2016 ermittelt wird, und die entsprechende Anpassung der Erlés-
obergrenzen der Jahre 2018 bis 2022.

44. Antragsgegenstand

Gegenstand des Antrages ist die Genehmigung des Regulierungskontosaldos zum
31.12.2016 und die Genehmigung der sich daraus ergebenden Anpassungsbetrdge
der kalenderjdhrlichen Erlésobergrenzen der Antragstellerin fir die dritte Regulie-

rungsperiode.

5. Ermittlung der Anpassung der kalenderjdhrlichen Erlésobergrenzen

Die Zu- oder Abschlage auf die kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen der dritten Re-
gulierungsperiode (Kalenderjahre 2018 bis 2022) basieren auf dem abweichend fest-
gelegten Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016.

Der Netzbetreiber hat einen Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 in H6he von
B beantragt. Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 war abwei-
chend vom Antrag mit dem Wert



- enthélt Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse -

festzulegen.

Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin zum 31.12.2016 resultiert aus den
jahrlich, jeweils am Ende der Kalenderjahre 2012 bis 2016 vom Netzbetreiber auf
dem Regulierungskonto verbuchten Differenzen gemaR § 5 Abs.1 und 1a ARegV.

Aufgrund der Ubergangsregelung in § 34 Abs. 4 Satz 2, nach der die erste Auflésung
des Regulierungskontos alle noch offenen Jahre umfasst, waren die Differenzen der
Kalenderjahre 2012 bis 2015 zusatzlich zu den Differenzen des Kalenderjahres 2016
in die Berechnung des Saldos zum 31.12.2016 einzubeziehen.

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbetreiber ermittelten und auf dem Regulie-
rungskonto verbuchten Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 und den sich daraus
zum 31.12.2016 ergebenden Regulierungskontosaldo geprift. Betreffend die Diffe-
renzen der einzelnen Kalenderjahre ist die Beschlusskammer zu folgenden Priifer-
gebnissen gekommen:

§41. Jihrliche Differenzen

Fir die Berechnung der jahrlichen Differenzen 'der Jahre 2012 bis 2016 wird auf die
Anlage R1_Gesamt und auf die schriftlichen Erlauterungen in der Anlage R verwie-
sen.

5.2. Verzinsung der Differenzen und Berechnung des Regulierungskonto-
saldos 2016

Die genehmigten bzw. abweichend festgelegten Differenzen der Jahre 2012 bis 2016
waren gemal § 5 Abs. 2 ARegV in Hohe des im jeweiligen Kalender durchschnittlich
gebundenen Betrags zu verzinsen, wobei sich der durchschnittich gebundene Be-
trag aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jahfesendbestand ergibt. Die Ver-
zinsung richtet sich nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre
bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank verdffentlichten Um-
laufrendite festverzinslicher Wertpapiere inlédndischer Emittenten. Unter Berlicksichti-
gung der Verzinsung ergibt sich der oben benannte abweichend festgelegte Regulie-
rungskontosaldo zum 31.12.2016.
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5.3. Berechnung der Anpassungshetrige

Zur Bestimmung der Anpassungsbetrage ist gemaR § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV der
Regulierungskontosaido in drei Annuitdten aufzuteilen. Abweichend hiervon ist ge-
maR der Ubergangsregelung nach § 34 Abs. 4 ARegV der Regulierungskontosaldo
zum 31.12.2016 tber die Erlésobergrenzen der gesamten dritten Regulierungsperio-
de zu verteilen, so dass insgesamt fiinf Annuitdten zu bilden sind.

Fur die Berechnung der Annuitdten der Jahre 2018 ff. bildet der Barwert zum
30.06.2017 die Grundlage. Hierdurch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass
die Zu- bzw. Abschldge auf die EOG kontinuierlich Gber das Jahr zu- bzw. abflieRen.

Die sich daraus ergebenden abweichend festgelegten Anpassungsbetrage der ka-
lenderjdhrlichen Eridsobergrenzen der Antragstellerin ergeben sich aus Anlage
R1_Gesamt des vorliegenden Beschlusses. Fur die Antragstellerin sind die kalen-
derjdhrlichen Erldsobergrenzen 2018 bis 2022 gemaR Ziffer 1.) des Tenors um

B anzupassen.

6. Riickwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der
sich daraus ergebenden Anpassungsbhetriage

Die in diesem Beschluss erfolgte abweichende Bescheidung des Regulierungskonto-
saldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbetrage der kalenderjahrlichen
Erlésobergrenzen konnte nicht vor dem 01.01,.2018 erfolgen.

Dies liegt in der zeitlichen Uberschneidung der Prozesse zum Regulierungskonto mit
den Verfahren zur Festlegung der kalenderjéhrlichen Erldsobergrenzen fir die dritte
Regulierungsperiode begriindet. Die Eriésobergrenzen-Verfahren, insbesondere die
Bestimmung des Ausgangsniveaus gemaR § 6 Abs. 1 ARegV als Teil des Verfah-
rens, waren im zweiten Halbjahr 2017 vorrangig zu bearbeiten, da die Kostenpriifung
wiederum vorgreiflich fur die Effizienzwertermittiung war. Neben den Erlésobergren-
zen-Verfahren waren aufgrund der Neufassung von § 10a ARegV bis zum Ende des
Jahres 2017 entsprechende Verfahren zur Genehmigung von Kapitalkostenaufschla-
gen durchzufthren. Zusétzlich kam erschwerend hinzu, dass es fiir die Bestimmung
des Regulierungskontosaldos erforderlich war, dass vorgreifliche Verfahren nach §
10 ARegV zu Erweiterungsfaktorantrdgen sowie nach § 26 Abs. 2 ARegV zu teilwei-

sen Netzilbergangen abgeschlossen sein mussten, bevor die Entscheidungen zur
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Genehmigung der entsprechenden Regulierungskontosalden spruchreif waren. Auch
dem Abschluss dieser Verfahren war daher Prioritat einzurdumen,

Aufgrund der Rechtsprechung des OLG Dusseldorf zur riickwirkenden Festlegung
des Qualitdtselements nach § 19 ARegV sieht sich die Beschlusskammer veranlasst,
hilfsweise Ermessenserwagungen in Bezug auf die riickwirkende Genehmigung der
Anpassung der Erldsobergrenze in diesem konkreten Einzelfall anzustellen. Der Be-
schlusskammer ist bewusst, dass riickwirkende Genehmigungen die Ausnahme sein
soliten (vgl. OLG Dusseldorf, Beschluss vom 15.02.2017, VI-3 Kart 155/15 (V), Rn.
38, juris). Im Rahmen des ihr zustehenden Regulierungsermessens hat sich die Be-
schlusskammer jedoch entschieden, von einer vorldufigen Genehmigung nach § 72
EnWG abzusehen und die Anpassung der Erlésobergrenzen der Jahre 2018 bis
2022 nach MaRgabe des § 5 ARegV riickwirkend zum 01.01.2018 zu genehmigen.

Eine vorlaufige Genehmigung nach § 72 EnWG war aus Sicht der Beschlusskammer
nicht zweckdienlich fir das Verfahren sowie die Vereinnahmung von Netzentgelten.
Zum Jahresende 2017 war dem Netzbetreiber der wahrscheinliche Anpassungsbe-
trag fur die Erldsobergrenze 2018 durch seinen Antrag bekannt. Eine vorldufige Fest-
legung hatte also keinen wesentlichen inhaltlichen Mehrwert gehabt, sondern ledig-
lich die dem Netzbetreiber bekannten und auch von ihm beantragten Tatsachen in
Form eines vorldufigen Bescheides férmlich festgehalten. Im Gegenzug hétte eine
vorlaufige Genehmigung einen Mehraufwand sowohl auf Seiten der Behérde und der
Netzbetreiber in Form von Erstellung und Zustellung der Bescheide sowie kritischer
Durchsicht durch die Netzbetreiber bedeutet; auch Gerichtsverfahren gegen die vor-
ldufigen Festlegungen wéren nicht auszuschlieBen. Die Beschlusskammer hat daher
den Netzbetreibern lediglich in Form eines Schreibens Anhaltspunkte genannt, wel-
cher Betrag aufgrund des Regulierungskontosaldos bei der Verprobung zum
01.01.2018 einflieRen sollte. Diese Hinweise wurden flur alle Marktteilnehmer auf der
Homepage der Bundesnetzagentur veréffentlicht.

Die Beschlusskammer sah es aus den vorgenannten Griinden als sachdienlich an,
samtliche Ressourcen auf die zlgige Abwicklung der parallel laufenden Verwal-
tungsverfahren (Verfahren zur Festlegung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen
in der dritten Regulierungsperiode nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. §§ 32 Abs. 1 Nr. 1,
Abs. 2 ARegV zu Kapitalkostenaufschlagen nach § 10a ARegV, Erweiterungsfakto-
ren hach § 10 ARegV sowie Netziibergangen nach § 26 ARegV) zu verwenden. Im
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Ubrigen war, wie vorstehend bereits ausgefihrt, die Genehmigung des Regulie-
rungskontosaldos bei einzelnen Netzbetreibern ohne den Verfahrensabschluss von
Erweiterungsfaktoren und Netziibergangen der Jahre 2012 bis 2016 nicht moglich. In
die Abwéagung ist auch eingeflossen, dass die zeitliche Verzégerung mit 20 Monaten
nicht gravierend war und dem Netzbetreiber seine individuellen Antragswerte be-
kannt waren.

Angesichts der sich nicht als gravierend erweisenden Verzdgerung und der frihzeiti-
gen Kenntnis des Netzbetreibers von den fir die Berechnung der Erlésobergrenze
2018 malgeblichen Werten erachtet die Beschlusskammer die riickwirkende Ge-
nehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpas-
sung der Erlésobergrenze nach sorgféltiger Berilicksichtigung aller Aspekte als sinn-
voliste L&sung.

Die Entscheidung, den Regulierungskontosaldo und die sich daraus ergebenden An-
passungsbetrage fur die Jahre 2018-2022 rlickwirkend zu genehmigen, ist auch ver-
hadltnismaRig. Die Entscheidung dient dem legitimen &ffentlichen Zweck, entspre-
chend den Vorgaben des EnWG und der ARegV den Regulierungskontosaldo aus-
zugleichen und etwaige Mehreridse Uber die Netzentgelte an die Netznutzer zuriick-
zugeben bzw. zu wenig vereinnahmte Erlése noch einnehmen zu durfen. Die rick-
wirkende Festlegung ist hierzu geeignet. Sie ist auch erforderlich, da zum jetzigen
Zeitpunkt ein gleich geeignetes, milderes Mittel nicht mehr zur Verfigung steht.

7. Umgang mit nachtrdglichen Verinderungen der Erlésobergrenze

Da der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2016 und seine Verteilung auf die
Kalenderjahre 2018 bis 2022 mit diesem Beschluss abschlieBend bestimmt werden,
kdnnten nachtragliche Korrekturen der kalenderjéhrlichen Erlésobergrenzen 2012 bis
2016 im Fall einer Bestandskraft dieser Entscheidung nicht mehr berlicksichtigt wer-
den. Daher wird die Beschlusskammer notwendige Korrekturen der Erlésobergren-
zen 2012 bis 2016 in dem zum Zeitpunkt der Anderung noch offenen Regulierungs-
kontosaldo (d.h. der Regulierungskontosaldo, dessen Auflsung noch nicht abschlie-
Rend genehmigt wurde), unter Einbeziehung einer Verzinsung entsprechend § 5
Abs. 2 ARegV beriicksichtigen. Korrekturen kénnen durch gerichtliche Entscheidun-
gen oder eine Anpassungszusage veranlasst sein.

11



- enthélt Betriebs- und Geschéfisgeheimnisse -

Zur Frage der Kostentragung nach § 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde
erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113
Bonn) einzureichen. Es genligt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem

Oberlandesgericht Dusseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Dusseldorf)
gingeht.

Die Beschwerde ist zu begriinden. Die Frist fir die Beschwerdebegriindung betragt
einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag
von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts veriangert werden. Die Be-
schwerdebegrindung muss die Erkidrung, inwieweit der Beschluss angefochten und
seine Abdnderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen
und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stitzt, enthalten. Die Beschwerde-
schrift und die Beschwerdebegrindung miissen durch einen Rechtsanwait unter-

zeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG)

Bonn, den 28.08.2019
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Anlage R
fiir Fernleitungsnetzbetreiber

1 Vorbemerkungen

Der Regulierungskontosaldo wurde zum 31.12.2011 berechnet und im Rahmen der
Bestimmung der kalenderjdhrlichen Erlésobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode
beriicksichtigt. Hierfir wurden gemiR § 5 Abs. 4 ARegV Zu- bzw. Abschldge auf die
entsprechenden Eridsobergrenzen gebildet. Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos
zum 31.12.2016 gemaRk § 34 Abs. 4 ARegV und der entsprechenden Anpassungsbetrége
sind zunichst die einzelnen Jahresdifferenzen 2012 bis 2016 zu bestimmen. Diese ergeben
sich aus den einzelnen Positionen gemaR § 5 Abs. 1 ARegV (vgl. Kapitel 2). Die einzelnen
Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 werden in Kapitel 3 erldutert. Zuletzt wird in Kapitel 4
die Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016 und der Annuitdten
beschrieben.

In der Anlage R1_Gesamt sind die entsprechenden Jahresdifferenzen der Jahre 2012 bis
2016, deren Verzinsung, der Saldo zum 31.12.2016 sowie die entsprechenden Annuitéten
abgebildet. Die zul4ssigen Erise finden Sie in der Anlage R2, die nach dem Jahr und der
Netznummer benannt ist. Die Anlage R2_2012-1 bezeichnet somit die zuldssigen Erlése des
Netzes 1 des Jahres 2012. In der Anlage R3_Erzielbare Erlise werden die erzielbaren
Eridse der Jahre 2012 bis 2016 in einer Ubersicht dargestellt.

2 Positionen im Regulierungskonto

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1 ARegV. Fiir den
Gasbereich sind dies im Einzelnen:

2.1 Differenz zwischen zuldssigen Erlésen und erzielbaren Erlésen

Gemil §5 Abs.1 S.1 ARegV ist die Differenz der zuldssigen Erlése und der vom
Netzbetreiber unter Berlcksichtigung der tatséchlichen Mengenentwicklung erzielbaren
Erlése im Regulierungskonto zu erfassen. Dabei wird auch die Erldsdifferenz, die sich aus
der Abweichung der prognostizierten Mengen, die in die Verprobungsrechnung eingeflossen
sind, und den tatséchlich realisierten Mengen ergibt, bertcksichtigt.



Zulassige Eriose

Die zulassigen Erldse bestimmen sich gemaf § 4 ARegV unter Berlcksichtigung der nach §
29 Abs.1 EnWG iV.m. §32Abs. 1Nr. 1 und § 4 Abs. 2 ARegV festgelegten
Eriésobergrenze. Dabei ist die gemaR § 4 Abs. 1, 2 ARegV bestimmte Erlésobergrenze nach
MalRgabe von § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjahrlich vom Netzbetreiber anzupassen.

Bei einer Anderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2
S. 1 - 3 ist die festgelegte kalenderjahriiche Erldsobergrenze geman § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV
jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres anzupassen. Abzustellen ist dabei auf die jeweils im
vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten; bei Kostenanteilen nach § 11 Absatz 2 Satz 1
Nummer 4 und 6 ist bis zum Jahr 2016 auf das Kalenderjahr abzustellen, auf das die
Erlésobergrenze anzuwenden sein soll.

Weiterhin k&nnen Anpassungen aufgrund von Mehr- und Mindererldsen nach § 34 Abs. 1
ARegV i.V.m. §10 GasNEV (Periodenlbergreifende Saldierung) sowie einer
Mehreriésabschopfung nach § 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (analog) erfolgen.

Zudem konnen jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemal § 4 Abs. 4 ARegV
Anpassungen der Erldsobergrenze in Folge von beschiedenen Antragen einer nicht
zumutbaren Harte gemal § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV gewahrt werden,

Hinsichtlich der Anpassung der Erlésobergrenze ist gemal § 8 ARegV die Anderung des
Verbraucherpreisgesamtindexes zu bericksichtigen.

Eine Anpassung der kalenderidhrichen Erlésobergrenze nach §4 Abs.5 ARegV
(Qualitdtselement) war flr die Jahre 2012 bis 2016 nicht relevant.

Erzielbare ErlGse

GemaR §5 Abs. 1S.1ARegV ist die Differenz der zulassigen Erldse und der vom
Netzbetreiber unter Beriicksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklung erzielbaren
Erlése im Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren Erlése ermitteln sich als Produkt
der tatséchlich im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der
Verprobungsrechnung gemaR § 16 GasNEV ermittelten Entgelten.

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschéftsjahres durch die

Umsatzerlése aus Netzentgelten abgebildet. Im Rahmen der Ermittlung der erzielbaren

Erlose hat die Beschlusskammer daher grundséatzlich auf die Umsatzerlése zuriickgegriffen.
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Hierbei wird auf die Umsatzerldse aus Netzentgelten Gas abgestelit, wobei nachtrigliche
Korrekturen bzw. Erlésminderungen  beispielsweise im  Zusammenhang  mit
Ruckstellungsbildungen nicht anerkennungsfahig sind. Die Beschlusskammer geht davon
aus, dass der Netzbetreiber derartige Umsatzerléskorrekturen vollstandig angezeigt hat.

2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten

Nach §4 Abs.3 Nr.2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjéhrlichen
Erlbsobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung von
dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach §11 Abs.2 §.1 Nr.4 ARegV
(erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen) auf Basis des Kalenderjahres,
auf das die Erlosobergrenze Anwendung finden soll. Die diesbeziglich in dem jeweiligen
Erlésobergrenzenjahr enthaltenen Ansétze sind den in diesem Kalenderjahr tatsdchlich
entstandenen Kosten gegenlberzustellen. Die so ermittelte Differenz ist im
Regulierungskontosaldo gemdl §5 Abs.1 S.2 ARegV zu berlicksichtigen.
Kostenbestandteile der Biogas- sowie der Marktraumumstellungsumlage kdnnen ebenfalls
Bestandteil dieser Differenz sein.

Die in der Erlésobergrenze enthaltenen bzw. tatsdchlich entstandenen Kostenansitze fiir die
erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen beziehen sich lediglich auf die
origihﬂre vorgelagerte Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten flr vereinbarte
Lastflusszusagen oder fir Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen
Inanspruchnahme vorgelagerter Netznutzung.

2.3 Differenz aus InvestitionsmaRnahmen

Nach §4 Abs.3 Nr.2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjdhrlichen
Eridsobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung von Kosten
nach §11 Abs.2 Nr. 6 ARegV (nicht beeinflussbare Kostenteile) auf Basis des
Kalenderjahres, auf das die Erlésobergrenze Anwendung finden soll. Ein jahrlicher Plan-Ist-
Kostenabgleich ermittelt die Differenz, welche gemafl §5 Abs. 1, 2 ARegV auf dem
Regulierungskonto verzinst und verbucht wird. Da es sich um eine Anpassung der dauerhaft
nicht beeinflussharen Kosten handelt, werden diese Differenzen im Kapitel ,Differenz
zwischen zulassigen und erzielbaren Erlésen” berlicksichtigt.

2.4 Differenz aus volatilen Kostenanteilen

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjihriichen
Erlésobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung von Kosten
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nach § 11 Abs. § ARegV (volatile Kostenanteile fur die Beschaffung von Treibenergie) auf
Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlésobergrenze Anwendung finden soll. Diese
Regelung war erstmalig zum 01.01.2011 anwendbar. Die diesbeziglich in den Jahren 2012
bis 2016 enthaltenen Anséitze sind den tatsichlich entstandenen Kosten des jeweiligen
Jahres gegeniiberzustellen.

Zudem besteht gemaB der Festlegung der Kosten fir Lastflusszusagen als volatile
Kostenanteile i. S. d. § 11 Abs. 5 ARegV (KOLA) (vgl. BK9-14/606) die Mdglichkeit, volatile
Kosten im Rahmen von Lastflusszusagen anzupassen.

Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemaR § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu
beriicksichtigen.

2.5 Differenz aus Kosten fiir Messung und Messstellenbetrieb

Gemal § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV wird zuséatzlich die Differenz zwischen den fur das
Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung  entstehenden  Kosten des
Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlésobergrenze diesbeziglich
enthaltenen Ansétzen in das Regulierungskonto einbezogen, soweit diese Differenz durch
Anderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung
durch den Netzbetreiber durchgefihrt wird, oder MaRnahmen nach § 21b Abs. 3a und 3b
EnWG a. F. sowie nach § 44 GasNZV verursacht wird.

3 Bestimmung der Jahresdifferenzen

3.1 Jahresdifferenz 2012

3.1.1 Differenz aus zuldssigen und erzielbaren Erlésen 2012

3.1.1.1 Zulédssige Erlése 2012

Eine detaillierte Aufgliederung der Eriésobergrenze 2012 in die einzelnen Bestandteile der
Erliésobergrenzenformel gemaR Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2012-1. Die aus
Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Eridsobergrenze wird in der Anlage
R2_2012-1 Zelle 182) dargestellt.



Zum 01.01.2012 wurde mit Aktenzeichen BK9-12/1093 die kalenderjahrliche
Erlosobergrenze gemaR § 26 Abs. 2 ARegV abgedndert. In den in Anlage R2_2012-1 Spalte
| angegebenen Betrégen ist diese Abanderung berlicksichtigt.

Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§4 Abs.3 S. 1
Nr. 1 ARegV)

Hinsichtlich der Anpassung der Erlésobergrenze fur das Kalenderjahr 2012 ist die Anderung
des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu beriicksichtigen (vgl. hierzu Anlage
R2_2012-1 D12 und Zeile 56).

Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1
bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV)

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der
Beschlusskammer fUr das Kalenderjahr 2012 Angaben hinsichtlich der Anpassung der
kalenderjdhrlichen Erlésobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen
Anpassungen zugrunde liegenden Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht.

Folgende Anpassungen des Netzbefreibers zum 01.01.2012 waren aus Sicht der
Beschlusskammer nicht anerkennungsfahig:

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen

Der Netzbetreiber hat bei den Kosten fur die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen fUr das Jahr 2012 einen von der Meldung des Markigebietsverantwortlichen
abweichenden Biogaswalzungsbetrag angegeben. Laut Meldung des
Marktgebietsverantwortlichen betrdgt der auf den  Netzbetreiber entfallende
Biogaswalzungsbetrag fur das Jahr ||} Oicser Betrag wurde seitens der
Beschlusskammer als vorgelagerte Netzkosten berlicksichtigt, da nur auf diesem Wege ein
Ausweis und Ausgleich der kapazitatsmengenbedingten Abweichungen erfolgen kann.

Investitionsmalnahmen / Investitionsbudgets

Durch die Neufassung des § 23 ARegV sieht die Verordnung eine Genehmigung von
Investitionsmafnahmen anstelle einer Genehmigung von Investitionsbudgets vor. Durch die
Gesetzesénderung wird der zeitliche Verzug bei der Erldswirksamkeit von Kosten aus
genehmigten InvestitionsmaRnahmen beseitigt. Die sofortige Wirksamkeit der Kosten aus

genehmigten Investitionsmalnahmen bedingt, dass in den Erlésobergrenzen des jeweiligen
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Kalenderfahres keine gepriiften Ist-Kosten, sondern Plan-Kosten angesetzt werden. Hieraus
kann sich gemai § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV eine Anpassung ergeben.

Investitionsbudgets, die vor 2010 beantragt wurden und bis spatestens 2011 kostenwirksam
werden, werden gemaR der bis zum 22.03.2012 geltenden Rechislage mit einem Zeitverzug
von zwei Jahren in den jdhrlichen Erlésobergrenzen 2012 und 2013 berlicksichtigt. Hierfir
erhalten die Netzbetreiber gemaR § 34 Abs. 6 S. 1 ARegV einen barwertneutralen Ausgleich.
Dabei gilt die Regelung fir den Gasbereich flr das Jahr 2011 nur dann, wenn das
Investitionsbudget fur mehr als eine Regulierungsperiode genehmigt wurde.

Far Antrage auf Investitionsbudgets, die bis zum 30.06.2011 gestellt wurden und im Jahr
2012 kostenwirksam werden sollen, wurde in § 34 Abs. 6 S. 2 ARegV eine
Ubergangsregelung geschaffen, da fur diese Antrége noch die alte Rechtslage galt. Mit
dieser Regelung findet eine Uberfilhrung der Investitionsbudgets in den neuen
Rechtsrahmen statt. Die Ubergangsvorschrift des § 34 Abs. 6 S. 2 ARegV sieht vor, dass
auch fur Antrage auf Investitionsbudgets bis zum 30.06.2011 und mit Kostenwirksamkeit in
2012 die Neuregelung und somit auch die unmittelbare Anpassung der Erlésobergrenze im
Jahr der Kostenentstehung Anwendung findet. Es findet somit eine Umqualifizierung von
einem Investitionsbudget in eine Investitionsmalnahme statt. Hieraus kann sich geman § 4
Abs. 2 Nr. 2 ARegV eine Anpassung ergeben.

Der Netzbetreiber hat nach MaBgabe des §23 ARegV (a.F.) einen Antrag auf
Investitionsbudgets / des § 23 ARegV einen Antrag auf Investitionsmafinahmen gestelit. Die
aus diesen Projekten resultierenden Kapital- und Betriebskosten fihren zu einer Anpassung
der Erl6sobergrenze.

Mit Schreiben vom 17.10.2012 und 24.04.2015 hat die Beschlusskammer 4 dem
Netzbetreiber fir das Jahr 2012 die Hoéhe der gesamten berlcksichtigungsfahigen
Kapitalkosten fir die Investitionsbudgets bzw. InvestitionsmaBnahmen in Héhe wvon

Die Anpassung der Erlésobergrenze in Hbhe dieser gesamten Kapitalkosten gemall § 4
Abs. 3 Nr. 2 Nr.1 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 Nr. 6 ist in der Anlage R2_2012-1 Zeile 19
dargestellt.

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaites

! Dieser Betrag umfasst alle in diesem Schreiben aufgefihrien InvestitionsmaBnahmen und Investitionsbudgets.
6



Mehr- und Mindererl nach §34 Abs. 1 i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenubergreifende
Saldierung 2008)

Die Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererldsen nach §34 Abs. 1 i.V.m. § 10
GasNEV (PeriodenCibergreifende Saldierung 2008) ist in Anlage R2_2012-1

(Sondersachverhalte; Zeile 80) dargestellt und betragt_

Weitere Bestandteile der Erldsobergrenze

Weitere Bestandteile der Erldsobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach
§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Anlage R2_2012-1 Zeile
80 abgebildet.

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Hiirte gemd3R § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjahrlichen Erldsobergrenzen aufgrund von § 4
Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht.

3.1.1.2 Erzielbare Eriése 2012

Nach Prufung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer
ergeben sich fiir das Jahr 2012 die in Anlage R3_Erzielbare Eritse dargesteliten erzielbaren
Eridse.

3.1.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2012

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7

dargestelit.
erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen

Der Netzbetreiber hat bei den Kosten fir die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen fir das Jahr 2012 einen von der Meldung des Marktgebietsverantwortlichen
abweichenden Biogaswalzungsbetrag angegeben. Laut Meldung des
Marktgebietsverantwortlichen  betrdgt der auf den Netzbetreiber entfallende
Biogaswalzungsbetrag fur das Jahr 2012_ Dieser Betrag wurde seitens der
Beschlusskammer als vorgelagerte Netzkosten beriicksichtigt, da nur auf diesem Wege ein
Ausweis und Ausgleich der kapazitdtsmengenbedingten Abweichungen erfolgen kann.



3.1.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2012

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage
R1_Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestelit.

3.1.4 Differenz aus Kosten fiir Messung und Messstellenbetrieb 2012

Der Netzbetreiber hat fir das Kalenderjahr 2012 die Kostenveranderung fur die Messung
bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der MaBnahmen gemal § 21 b EnWG Obermittelt.
Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. '

3.2 Jahresdifferenz 2013

3.2.1 Differenz zwischen zuldssigen und erzielbaren Erlésen 2013

3.2.1.1 Zuldssige Eriose 2013

Eine detaillierte Aufgliederung der Erldsobergrenze 2013 in die einzelnen Bestandteile der
Erldsobergrenzenformel gemaR Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2013-1. Die aus
Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlésobergrenze wird in der Anlage
R2_2013-1 Zelle 182 dargestelit.

Zum 01.01.2013 wurde mit Aktenzeichen BK9-11/8011-NU13-1, BKS9-11/8011-NU13-2, BK9S-
11/8011-N0U13-3 und BK8-11/8011-L-NU13-4 die kalenderjéhrliche Erldsobergrenze geman
§ 26 Abs. 2 ARegV abgeéndert. In den in Anlage R2_2013-1 Spalte | angegebenen
Betragen ist diese Abanderung ber{icksichtigt.

Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach §8 ARegV (§4 Abs.3 8.1
Nr. 1 ARegV)

Hinsichtlich der Anpassung der Erlésobergrenze fiir das Kalenderjahr 2013 ist die Anderung
des Verbraucherpreisgesamtindexes nach §8 ARegV zu berilicksichtigen. GemaR § 8
ARegV ergibt sich der Wert fur die allgemeine Gelldwertenmickiung aus dem durch das
Statistische Bundesamt verdffentlichten Verbraucherpreisgesamtindex (VPI). Fir die
Bestimmung der Erldsobergrenzen nach § 4 Abs.1 ARegV wird der VP| des vorletzten
Kalenderjahres vor dem Jahr, fur das die Erlésobergrenze gilt, verwendet (VPI t). Dieser wird
ins Verhéltnis gesetzt zum VPI des Basisjahres (VPI 0).

Basisjahr der Erldsobergrenze 2013 ist gemaR § 6 Abs. 1 ARegV das Jahr 2010. GemiR
Statistischem Bundesamt betrdgt der VPI fur das Jahr 2010 100,00 (aufgrund der aktuellen
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Basisumstellung der Indexwerte durch das Statistische Bundesamt) und flr das Jahr 2011
102,10 (abrufbar im Internet unter: hitps:/Mmww-genesis.destatis.de/genesis/online > Suche
nach: 61111-0001). Entsprechend dem Term VPI t/VPI 0 der in Anlage 1 zu § 7 ARegV
aufgefUhrten Regulierungsformel ergibt das Verhéltnis des VPI fir das Jahr 2011 zum VPI
fur das Jahr 2010 fir das erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2013) einen
Inflationsfaktor in Héhe von 1,0210. Da den Netzbetreibern im Herbst 2012 fir die
Kalkulation der Netzentgelte 2013 lediglich die Indexreihe auf Basis des Jahres 2005 (d.h.
vor der Basisumstellung des Statistischen Bundesamtes) zur Verfiigung stand, geht die
Beschlusskammer fir 2011 von einem Indexwert 102,31 aus, der sich aus der Division der
Indexwerte 110,7 und 108,2 ergibt. Dies sind die Indexwerte fir 2010 und 2011 mit dem
Basisjahr 2005 (vergleiche hierzu Anlage R2_2013-1 D12 und Zeile 56).

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen

Der Netzbetreiber hat bei den Kosten fir die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen fiir das Jahr 2013 einen von der Meldung des Markigebietsverantwortlichen
abweichenden Biogaswalzungsbetrag angegeben. Laut Meldung des
Marktgebietsverantwortlichen betragt der auf den Netzbetreiber entfallende
Biogaswalzungsbetrag fur das Jahr 2013_ Dieser Betrag wurde seitens der
Beschlusskammer als vorgelagerte Netzkosten beriicksichtigt, da nur auf diesem Wege ein
Ausweis und Ausgleich der kapazitdtsmengenbedingten Abweichungen erfolgen kann.

Investitionsmafinahmen

Durch die Neufassung des § 23 ARegV sieht die Verordnung eine Genehmigung von
InvestitionsmaflRnahmen anstelle einer Genehmigung von Investitionsbudgets vor. Durch die
Gesetzesanderung wird der zeitliche Verzug bei der Erléswirksamkeit von Kosten aus
genehmigten Investitionsmafinahmen beseitigt. Die sofortige Wirksamkeit der Kosten aus
genehmigten InvestitionsmaBnahmen bedingt, dass in den Erldsobergrenzen des jeweiligen
Kalenderjahres keine gepriften ist-Kosten, sondern Plan-Kosten angesetzt werden. Hieraus
kann sich gemaf § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV eine Anpassung ergeben.

Investitionsbudgets, die vor 2010 beantragt wurden und bis spatestens 2011 kostenwirksam
werden, werden gemaf der bis zum 22.03.2012 geltenden Rechtslage mit einem Zeitverzug
von zwei Jahren in den jahrlichen Erlésobergrenzen 2012 und 2013 berlcksichtigt. Hierfur
erhalten die Netzbetreiber gemaR § 34 Abs. 6 S. 1 ARegV einen barwertneutralen Ausgieich.
Dabei git die Regelung fir den Gasbereich fir das Jahr 2011 nur dann, wenn das

Investitionsbudget flr mehr als eine Regulierungsperiode genehmigt wurde.
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Der Netzbetreiber hat nach Mallgabe des § 23 ARegV einen Antrag auf
InvestitionsmaBnahmen gestellt. Die aus diesen Projekten resultierenden Kapitalkosten
fuhren zu einer Anpassung der Erldsobergrenze. Mit Schreiben vom 03.12.2015
und16.02.2016 hat die Beschlusskammer 4 dem Netzbetreiber die Hohe der gesamten
berucksichtigungsfahigen Kapitalkosten far die Investitionsbudgets bzw.

InvestitionsmaRnahmen in Héhe vo_nitgeteilt.

Die Anpassung der Erlésobergrenze in Hohe dieser gesamten Kapitalkosten gemal § 4
Abs. 3 Nr.2 Nr.1 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 Nr. 6 ist in der Anlage R2_2013-1 Zeile 19
dargestelit.

Aufldsung des Abzugsbetrags geméR § 11 Abs. 2 Nr.6a AReagV

GemaR § 23 Abs. Za ARegV sind die in den letzten drei Jahren der Genehmigungsdauer der
Investitionsmafnahme entstandenen Betriebs- und Kapitalkosten, die auf Grund der
Regelung nach § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 sowohl im Rahmen der genehmigten
InvestitionsmafRnahme als auch in der Erléschergrenze gema® § 4 Absatz 1 der folgenden
Regulierungsperiode bericksichtigt werden, als Abzugsbetrag zu beriicksichtigen. Die
Auflosung des ermittelten Abzugsbetrags erfolgt gleichmafig tber 20 Jahre, beginnend mit
dem Jahr nach Ablauf der Genehmigungsdauer der Investitionsmafinahme. Da der
Netzbetreiber diesen Abzugsbetrag, um eine doppelte Kostenanerkennung zu vermeiden,
kostenmindernd Uber 20 Jahre als dauerhaft nicht beeinflussbaren Erlés in Ansatz zu
bringen hat, kann es hier zu einer Anpassung der Erlésobergrenze kommen.

Der Netzbetreiber hat nach MaRgabe des § 23 ARegV Antrage auf InvestitionsmaBnahmen
gestellt. Der aus diesen Projekten resultierende Abzugsbetrag fiihrt zu einer Anpassung der
Erlosobergrenze.

Mit Schreiben vom 17.10.2012 und 21.04.2015 hat die Beschlusskammer 4 dem
Netzbetreiber fir das Jahr 2013 die Hbhe des zu berticksichtigenden Abzugsbetrags flir die

InvestitionsmaRnahmen in Héhe von -'nitge’teiit.

Die Anpassung der Erlésobergrenze in Héhe der gesamten Kapitalkosten gema § 4 Abs. 3
Nr. 2Nr.1 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 Nr. 6 ist in der Anlage R2_2014-1 Zeile 20 dargestellt.

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes
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Kosten Kapazitatsplattform §12 GasNZV

GemaR § 12 Abs. 1 Satz. 2 GasNZV sind die Kosten fir den Betrieb und die Einrichtung
einer Kapazitatsplattform anteilig von den beteiligten Netzbetreibern zu tragen und kénnen
auf die Netzentgelte umgelegt werden. Gleiches gilt gemal § 12 Abs. 2 S. 2 und S. 3
GasNZV fur die Einrichtung einer Sekundarkapazitatsplattform, die Transportkunden die
Mdéglichkeit erdffnet, Ein- und Ausspeisekapazitédten an Dritte zu verduBRern oder diesen zur
Nutzung zu Uberlassen. Die Umlage der Kosten ist erstmalig zum 01.01.2013 méglich und
betrifft die anteiligen Kosten aus den Kalenderjahren 2010 und 2011. Ab dem Jahr 2014 sind
ausschlieBlich die im Kalenderjahr t-2 entstandenen anteiligen Kapazitatsplattformkosten

heranzuziehen.

Die hieraus bericksichtigte Anpassung der zuldssigen Erldse ist in Anlage R2_2013-1
Sondersachverhalte Zeile 80 dargestelit.

Des Weiteren hat der Netzbetreiber unter Sonstiges die Veranderung der Messung und
Messtellenbetrieb in Héhe von || l] berucksichtig. Die Beschlusskammer
beriicksichtigt diese Verénderung unter erzielbare Erldse.

Weitere Bestandteile der Erldsobergrenze

Weitere Bestandteile der Erldsobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach
§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Anlage R2_2013-1 Zeile
80 abgebildet.

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Hirte gemdR § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen aufgrund von §4
Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht.

3.2.1.2 Erzielbare Erlose 2013

Nach Prifung der vom Neizbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer
ergeben sich fir das Jahr 2013 die in Anlage R3_Erzielbare Erlése dargesteliten erzielbaren
Eriése.

3.2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2013

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7
dargestellt.
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erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen

Der Netzbetreiber hat bei den Kosten fir die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen fir das Jahr 2013 einen von der Meldung des Marktgebietsverantwortlichen
abweichenden Biogaswalzungsbetrag angegeben. Laut Meldung des
Marktgebietsverantwortlichen betrdgt der auf den Netzbetreiber entfallende

Biogaswilzungsbetrag fur das Jahr 2013_ Dieser Betrag wurde seitens der
Beschlusskammer als vorgelagerte Netzkosten beriicksichtigt, da nur auf diesem Wege ein
Ausweis und Ausgleich der kapazitatsmengenbedingten Abweichungen erfolgen kann.

3.2.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2013

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage
R1_Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestelit.

3.2.4 Differenz aus Kosten fiir Messung und Messstellenbetrieb 2013

Der Netzbetreiber hat fir das Kalenderjahr 2013 die Kostenverénderung fur die Messung
bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der MaRnahmen gemaR § 21 b EnWG Ubermittelt.
Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestelit.

3.3 Jahresdifferenz 2014

3.3.1 Differenz zwischen zuléissigen und erzielbaren Erlésen 2014

3.3.1.1 Zuldssige Erlése 2014

Eine detaillierte Aufgliederung der Erldsobergrenze 2014 in die einzelnen Bestandteile der
Erltsobergrenzenformel geméaR Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2014-1. Die aus
Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlésobergrenze wird in der Anlage
R2_2014-1 Zelle 182 dargestellt.

Zum 01.01.2014 wurde mit Akitenzeichen BKS-11/8011-NU14-1 die kalenderjahrliche
Eridsobergrenze gemaR § 26 Abs. 2 ARegV abgeandert. Die in Anlage R2_2014-1 Spailte |
zulassigen Erldse berlicksichtigt diese Abdnderung.

Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach §8 ARegV (§4 Abs.3 S.1
Nr. 1 ARegV)
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Hinsichtlich der Anpassung der Erldsobergrenze flr das Kalenderjahr 2014 ist die Anderung
des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu beriicksichtigen (vgl. hierzu Anlage
R2_2014-1 D12 und Zeile 56).

Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1
bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV)

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der
Beschlusskammer filr das Kalenderjahr 2014 Angaben hinsichtlich der Anpassung der
kalenderjdhrlichen Erlésobergrenzen nach §4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen
Anpassungen zugrunde liegenden Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht.

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01.01.2014 waren aus Sicht der
Beschlusskammer nicht anerkennungsfahig:

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen

Der Netzbetreiber hat bei den Kosten fir die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen fir das Jahr 2014 einen von der Meldung des Markigebietsverantwortlichen
abweichenden Biogaswilzungsbetrag angegeben. Laut Meldung des
Marktgebietsverantwortlichen betrédgt der auf den Netzbetreiber entfallende
Biogaswalzungsbetrag fur das Jahr 2014 [} Dieser Betrag wurde seitens der
Beschlusskammer als vorgelagerte Netzkosten ber(cksichtigt, da nur auf diesem Wege ein
Ausweis und Ausgleich der kapazitatsmengenbedingten Abweichungen erfolgen kann.

InvestitionsmaRnahmen

Durch die Neufassung des § 23 ARegV sieht die Verordnung eine Genehmigung von
Investitionsmanahmen anstelle einer Genehmigung von Investitionsbudgets vor. Durch die
Gesetzesanderung wird der zeitliche Verzug bei der Erldswirksamkeit von Kosten aus
genehmigten InvestitionsmaBnahmen beseitigt. Die sofortige Wirksamkeit der Kosten aus
genehmigten Investitionsmafnahmen bedingt, dass in den Erlésobergrenzen des jeweiligen
Kalenderjahres keine gepriften Ist-Kosten, sondern Plan-Kosten angesetzt werden. Hieraus
kann sich gemaR § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV eine Anpassung ergeben.
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Der Netzbetreiber hat nach MaRgabe des § 23 ARegV einen Antrag auf
Investitionsmafnahmen gestelt. Die aus diesen Projekten resultierenden Kapitalkosten
fahren zu einer Anpassung der Eridsobergrenze.

Mit Schreiben vom 28.07.2016 hat die Beschlusskammer 4 dem Netzbetreiber die Héhe der
gesamten Dberlcksichtigungsféhigen Kapitalkosten fir die Investitionsbudgets bzw.

InvestitionsmaBnahmen in Hohe von || EEGzGzGzHitgeteit

Die Anpassung der Erldsobergrenze in Hdhe dieser gesamten Kapitalkosten gemafl §4
Abs. 3 Nr. 2 Nr.1 ARegV i.V.m, §11 Abs. 2 Nr. 6 ist in der Anlage R2_2014-1 Zeile 19
dargestelit.

Auflésung des Abzugsbetrags gemaB § 11 Abs. 2 Nr.6a ARegV

GemaR § 23 Abs. 2a ARegV sind die in den letzten drei Jahren der Genehmigungsdauer der
Investitionsmafnahme entstandenen Betriebs- und Kapitalkosten, die auf Grund der
Regelung nach § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 sowohl im Rahmen der genehmigten
Investitionsmalnahme als auch in der Erldsobergrenze gemal § 4 Absatz 1 der folgenden
Regulierungsperiode beriicksichtigt werden, als Abzugsbetrag zu beriicksichtigen. Die
Aufldsung des ermittelten Abzugsbetrags erfolgt gleichméRig tber 20 Jahre, beginnend mit
dem Jahr nach Ablauf der Genehmigungsdauer der Investiionsmalnahme. Da der
Netzbetreiber diesen Abzugsbetrag, um eine doppelte Kostenanerkennung zu vermeiden,
kostenmindernd Uber 20 Jahre als dauerhaft nicht beeinflussbaren Erlds in Ansatz zu
bringen hat, kann es hier zu einer Anpassung der Eriésobergrenze kommen.

Der Netzbetreiber hat nach Mafigabe des § 23 ARegV Antrage auf InvestitionsmaRnahmen
gestelit. Der aus diesen Projekten resultierende Abzugsbetrag fithrt zu einer Anpassung der
Erldsabergrenze.

Mit Schreiben vom 17.10.2012 und 21.04.2015 hat die Beschlusskammer 4 dem
Netzbetreiber fur das Jahr 2014 die Héhe des zu beriicksichtigenden Abzugsbetrags fiir die
InvestitionsmaRnahmen in Hohe von_ mitgeteilt.

Die Anpassung der Eriésobergrenze in Héhe der gesamten Kapitalkosten geméag § 4 Abs. 3
Nr. 2 Nr.1 ARegViV.m. § 11 Abs. 2 Nr. 6 ist in der Anlage R2_2014-1 Zeile 20 dargestellt.

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes

Kosten Kapazitatsplattform §12 GasNZV
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GemaR § 12 Abs. 1 Satz. 2 GasNZV sind die Kosten fiir den Betrieb und die Einrichtung
einer Kapazitatsplattform anteilig von den beteiligten Netzbetreibern zu tragen und kénnen
auf die Netzentgelte umgelegt werden. Gleiches gilt gemall § 12 Abs. 2 S. 2 und S. 3
GasNZzZV fur die Einrichtung einer Sekundarkapazitatsplattform, die Transportkunden die
Moglichkeit eréffnet, Ein- und Ausspeisekapazitdten an Dritte zu verduBern oder diesen zur

Nutzung zu Gberlassen. Die Umlage der Kosten ist erstmalig zum 01.01.2013 méglich und
betrifft die anteiligen Kosten aus den Kalenderjahren 2010 und 2011. Ab dem Jahr 2014 sind
ausschliefilich die im Kalenderjahr t-2 entstandenen anteiligen Kapazitatsplattformkosten
heranzuziehen.

Die hieraus ber(cksichtigte Anpassung der zuldssigen Erlése ist in Anlage R2_2014-1
Sondersachverhalte Zeile 80 dargestelit.

Des Weiteren hat der Netzbetreiber unter Sonstiges die Veranderung der Kosten der
Messung und des Messstellenbetriebs in Hohe von _ beriicksichtigt. Die
Beschlusskammer beriicksichtigt diese Veranderung unter den erzielbaren Eriésen.

Weitere Bestandteile der Eridsobergrenze

Weitere Bestandteile der Erldsobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach
§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Anlage R2_2014-1 Zeile
80 abgebildet.

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Hérte gemiR § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjdhriichen Eriésobergrenzen aufgrund von § 4
Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht.

3.3.1.2 Erzielbare Erl6se 2014

Nach Prifung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschiusskammer
ergeben sich fir das Jahr 2014 die in Anlage R3_Erzielbare Eridse dargesteliten erzielbaren
Erlése.

3.3.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2014

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7
dargestellt.
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3.3.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2014

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatien Kostenanteilen wird in Anlage
R1_Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestelit.

3.3.4 Differenz aus Kosten fiir Messung und Messstellenbetrieb 2014

Der Netzbetreiber hat fur das Kalenderjahr 2014 die Kostenveranderung fir die Messung
bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der Malnahmen gemaR § 21 b EnWG ubermittelt.
Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt.

3.4 Jahresdifferenz 2015

3.4.1 Differenz zwischen zuléssigen und erzielbaren Erldsen 2015

3.4.1.1 Zuldssige Erlose 2015

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlosobergrenze 2015 in die einzelnen Bestandteile der
Erlésobergrenzenformel gemaR Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2015-1. Die aus
Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Eridsobergrenze wird in der Anlage
R2_2015-1 Zelle 182 dargestellt.

Zum 01.01.2015 wurde mit Aktenzeichen BK9-11/8011-8179-NU15, BKS-11/8179-8011-
NU15 die kalenderjahrliche Erlésobergrenze geméaR § 26 Abs. 2 ARegV abge#ndert. Die in
Anlage R2_2015-1 Spalte | zuldssigen Erldse beriicksichtigt diese Ab&nderung.

Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§4 Abs.3 S.1
Nr. 1 ARegV)

Hinsichtlich der Anpassung der Erldsobergrenze fir das Kalenderjahr 2015 ist die Anderung
des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu beriicksichtigen (vgl. hierzu Anlage
R2_2015-1 D12 und Zeile 56).

Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1
bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV)

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der
Beschlusskammer fir das Kalenderjahr 2015 Angaben hinsichtlich der Anpassung der
kalenderjéhrlichen Erldsobergrenzen nach §4 Abs.3 ARegV sowie der den jeweiligen
Anpassungen zugrunde liegenden Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht.
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Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01.01.2015 waren aus Sicht der
Beschlusskammer nicht anerkennungsfahig:

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen

Der Netzbetreiber hat bei den Kosten fir die erforderliche inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen fUr das Jahr 2015 einen von der Meldung des Marktgebietsverantwortlichen
abweichenden Biogaswalzungsbetrag/Betrag fir die Markiraumumstellungsumlage
angegeben. Laut Meldung des Marktgebietsverantwortlichen betrdgt der auf den
Netzbetreiber entfallende Biogaswaélzungsbetrag/Betrag far die
Marktraumumstellungsumlage fir das Jahr 2014_ Dieser
Betrag wurde seitens der Beschlusskammer als vorgelagerte Netzkosten beriicksichtigt, da
nur auf diesem Wege ein Ausweis und Ausgleich der kapazititsmengenbedingten
Abweichungen erfolgen kann.

InvestitionsmaBnahmen

Durch die Neufassung des § 23 ARegV sieht die Verordnung eine Genehmigung von
Investitionsmaflnahmen anstelle einer Genehmigung von Investitionsbudgets vor. Durch die
Gesetzesdnderung wird der zeitliche Verzug bei der Erldswirksamkeit von Kosten aus
genehmigten Investitionsmalnahmen beseitigt. Die sofortige Wirksamkeit der Kosten aus
genehmigten InvestitionsmaRnahmen bedingt, dass in den Erldsobergrenzen des jeweiligen
Kalenderjahres keine gepriiften Ist-Kosten, sondern Plan-Kosten angesetzt werden. Hieraus
kann sich gemé&R § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV eine Anpassung ergeben.

Der Netzbetreibber hat nach Malgabe des § 23 ARegV einen Antrag auf
InvestitionsmaBnahmen gestellt. Die aus diesen Projekten resultierenden Kapitalkosten
fuhren zu einer Anpassung der Erésobergrenze. Mit Schreiben vom 28.07.2016 hat die
Beschlusskammer 4 dem Netzbetreiber die Hohe der gesamten berticksichtigungsféhigen
Kapitalkosten flir die Investitionsbudgets bzw. Investitionsmalinahmen in H&he von

Die Anpassung der Erldsobergrenze in Héhe dieser gesamten Kapitalkosten gemall § 4
Abs. 3 Nr. 2 Nr.1 ARegV iV.m. §11 Abs. 2 Nr. 6 ist in der Anlage R2_2015-1 Zeile 19
dargestellt.

Auflésung des Abzugsbetrags gem4R § 11 Abs. 2 Nr.6a ARegV
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Gemal § 23 Abs. 2a ARegV sind die in den letzten drei Jahren der Genehmigungsdauer der
Investitionsmalnahme entstandenen Betriebs- und Kapitalkosten, die auf Grund der
Regelung nach § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 sowohl im Rahmen der genehmigten
InvestitionsmaBnahme als auch in der Eriésobergrenze gemaRl § 4 Absatz 1 der folgenden
Regulierungsperiode beriicksichtigt werden, als Abzugsbetrag zu beriicksichtigen. Die
Aufldsung des ermittelten Abzugsbetrags erfolgt gleichmaRig Uber 20 Jahre, beginnend mit
dem Jahr nach Ablauf der Genehmigungsdauer der InvestitionsmaBnahme. Da der
Netzbetreiber diesen Abzugsbetrag, um eine doppelte Kostenanerkennung zu vermeiden,
kostenmindernd (ber 20 Jahre als dauerhaft nicht beeinflussbaren Erltés in Ansatz zu
bringen hat, kann es hier zu einer Anpassung der Erlésobergrenze kommen.

Der Netzbetreiber hat nach Malgabe des § 23 ARegV Antrage auf Investitionsmafinahmen
gestelit. Der aus diesen Projekten resultierende Abzugsbetrag fiihrt zu einer Anpassung der
Erldsobergrenze.

Mit Schreiben vom 17.10.2012 und 21.04.2015 hat die Beschlusskammer 4 dem
Netzbetreiber filr das Jahr 2015 die Héhe des zu beriicksichtigenden Abzugsbetrags fiir die

InvestitionsmaBnahmen in Héhe von - mitgeteilt.

Die Anpassung der Erlésobergrenze in Héhe der gesamten Kapitalkosten gemaf § 4 Abs. 3
Nr. 2 Nr.1 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 Nr. 6 ist in der Anlage R2_2015-1 Zeile 20 dargestelit.

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes

Kosten Kapazitatsplattform §12 GasNZV

Gemdal § 12 Abs. 1 Satz. 2 GasNZV sind die Kosten fiir den Betrieb und die Einrichtung
einer Kapazitatsplattform anteilig von den beteiligten Netzbetreibern zu tragen und kénnen
auf die Netzentgelte umgelegt werden. Gleiches gilt gemaR § 12 Abs. 2 S. 2 und S. 3
GasNZV fir die Einrichtung einer Sekunddrkapazitatsplattform, die Transportkunden die
Mbglichkeit erdffnet, Ein- und Ausspeisekapazitdten an Dritte zu verduBern oder diesen zur
Nutzung zu Uberlassen. Die Umlage der Kosten ist erstmalig zum 01.01.2013 méglich und
betrifft die anteiligen Kosten aus den Kalenderjahren 2010 und 2011. Ab dem Jahr 2014 sind
ausschlieBllich die im Kalenderjahr t-2 entstandenen anteiligen Kapazitatsplattformkosten
heranzuziehen.

Die hieraus berUcksichtigte Anpassung der zul4ssigen Erlése ist in Anlage R2_2015-1
Sondersachverhalte Zeile 80 dargesteiit.
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Des Weiteren hat der Netzbetreiber unter Sonstiges die Veranderung der Kosten der
Messung und des Messstellenbetriebs in Hohe von_ berlcksichtigt. Die
Beschlusskammer beriicksichtigt diese Veranderung unter den erzielbaren Erlésen.

Weitere Bestandteile der Erlésobergrenze

Weitere Bestandteile der Erldsobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach
§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Anlage R2_2015-1 Zeile
B0 abgebildet.

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Hiirte geméaR § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjahrlichen Erldsobergrenzen aufgrund von § 4
Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht.

3.4.1.2 Erzielbare Erlose 2015

Nach Prifung der vom Netzbetreiber mitgetsilten Daten durch die Beschlusskammer
ergeben sich flr das Jahr 2015 die in Anlage R3_Erzielbare Erlése dargestellten erzielbaren
Erldse.

3.4.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2015

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7
dargestellt.

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen

Der Netzbetreiber hat bei den Kosten fir die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen fir das Jahr 2015 einen von der Meldung des Marktgebietsverantwortlichen
abweichenden Biogaswélzungsbetrag/Betrag fir die Marktraumumstellungsumlage
angegeben. Laut Meldung des Markigebietsverantwortlichen betrdgt der auf den
Netzbetreiber entfallende Biogaswalzungsbetrag/Betrag far die
Marktraumumstellungsumlage fir das Jahr 2015— Dieser
Betrag wurde seitens der Beschlusskammer als vorgelagerte Netzkosten ber(icksichtigt, da
nur auf diesem Wege ein Ausweis und Ausgleich der kapazititsmengenbedingten
Abweichungen erfolgen kann.
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3.4.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2015

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R1_
Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt.

3.4.4 Differenz aus Kosten fiir Messung und Messstellenbetrieb 2015

Der Netzbetreiber hat fur das Kalenderjahr 2015 die Kostenverédnderung fir die Messung
bzw. den Messstellenbetrieb inkiusive der MaBnahmen gemaR § 21 b EnWG Ubermittelt.
Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestelit.

3.5 Jahresdifferenz 2016

3.5.1 Differenz zwischen zulédssigen Erlésen und erzielbaren Eriésen

3.5.1.1 Zuldssige Eriose 2016

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlésobergrenze 2016 in die einzelnen Bestandteile der
Erlésobergrenzenformel gemaB Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2016-1. Die aus
Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Eriésobergrenze wird in der Anlage
R2_2016-1 Zelle 182 dargestellt.

Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach §8 ARegV (§4 Abs.3 S.1
Nr. 1 ARegV)

Hinsichtlich der Anpassung der Eriésobergrenze fur das Kalenderjahr 2016 ist die Anderung
des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berlicksichtigen (vgl. hierzu Anlage
R2_2016-1 D12 und Zeile 56).

Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1
bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S§. 1 Nr. 2 ARegV)

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der
Beschlusskammer fur das Kalenderjahr 2016 Angaben hinsichtlich der Anpassung der
kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen nach §4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen
Anpassungen zugrunde liegenden Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht.

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01.01.2016 waren aus Sicht der
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erforderli inans hnahme vorgelagerter Netzebenen

Der Netzbetreiber hat bei den Kosten fiir die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen fur das Jahr 2016 einen von der Meldung des Marktgebietsverantwortlichen
abweichenden Biogaswalzungsbetrag/Betrag fiir die Marktraumumstellungsumlage
angegeben. Laut Meldung des Markitgebietsverantwortlichen betrdgt der auf den
Netzbetreiber entfallende Biogaswalzungsbetrag/Betrag fur die
Marktraumumstellungsumlage fir das Jahr 2016 _Dieser
Betrag wurde seitens der Beschlusskammer als vorgelagerte Netzkosten berlicksichtigt, da
nur auf diesem Wege ein Ausweis und Ausgleich der kapazitidtsmengenbedingten
Abweichungen erfolgen kann.

InvestitionsmaRnahmen

Durch die Neufassung des § 23 ARegV sieht die Verordnung eine Genehmigung von
InvestitionsmaRnahmen anstelle einer Genehmigung von Investitionsbudgets vor. Durch die
Gesetzesanderung wird der zeitliche Verzug bei der Erléswirksamkeit von Kosten aus
genehmigten InvestitionsmaRnahmen beseitigt. Die sofortige Wirksamkeit der Kosten aus
genehmigten Investitionsmaflnahmen bedingt, dass in den Erldsobergrenzen des jeweiligen
Kalenderjahres keine gepriften Ist-Kosten, sondern Plan-Kosten angesetzt werden. Hieraus
kann sich gemaR § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV eine Anpassung ergeben.

Der Netzhetreiber hat nach MafRgabe des § 23 ARegV einen Antrag auf
Investitionsmafnahmen gestellt. Die aus diesen Projekten resultierenden Kapitalkosten
fuhren zu einer Anpassung der Erldsobergrenze.

Mit Schreiben vom 19.04.2018 hat die Beschlusskammer 4 dem Netzbetreiber die Hohe der
gesamten berlUcksichtigungsfahigen Kapitalkosten fir die Investitionsbudgets bzw.
InvestitionsmaRnahmen in Hohe von | mitoeteitt. *

Die Anpassung der Erldsobergrenze in Hohe dieser gesamten Kapitalkosten gemal § 4
Abs. 3 Nr. 2 Nr.1 ARegV i.V.m. §11 Abs. 2 Nr. 6 ist in der Anlage R2_2016-1 Zeile 19
dargestelit.

Aufldsung des Abzug'sbetrags geman § 11 Abs. 2 Nr.6a ARegV

£ Dieser Belrag umfasst alle in diesem Schreiben aufgefihrien Investitionsmainahmen und Investitionsbudgats.
21



GemaR § 23 Abs. 2a ARegV sind die in den letzten drei Jéhren der Genehmigungsdauer der
Investitionsmallnahme entstandenen Betriebs- und Kapitalkosten, die auf Grund der
" Regelung nach § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 sowohl im Rahmen der genehmigten
InvestitionsmaBnahme als auch in der Erlésobergrenze gemaR § 4 Absatz 1 der folgenden
Regulierungsperiode. berlicksichtigt werden, als Abzugsbetrag zu bericksichtigen. Die
Aufidsung des ermittelten Abzugsbetrags erfolgt gleichmaRig Gber 20 Jahre, beginnend mit
dem Jahr nach Ablauf der Genehmigungsdauer der Investitionsmallnahme. Da der
Netzbetreiber diesen Abzugsbetrag, um eine doppelte Kostenanerkennung zu vermeiden,
kostenmindernd Uber 20 Jahre als dauerhaft nicht beeinflussbaren Erlés in Ansatz zu
bringen hat, kann es hier zu einer Anpassung der Erldsobergrenze kommen.

Der Netzbetreiber hat nach MafRlgabe des § 23 ARegV Antrage auf Investitionsmafinahmen
gestellt. Der aus diesen Projekten resultierende Abzugsbetrag filhrt zu einer Anpassung der
Erlésobergrenze.

Mit Schreiben vom 17.10.2012 und 21.04.2015 hat die Beschlusskammer 4 dem
Netzbetreiber fir das Jahr 2016 die Hohe des zu berlicksichtigenden Abzugsbetrags fur die

InvestitionsmaBnahmen in H6he vo-mltgeteilt.

Die Anpassung der Erldsobergrenze in Hohe der gesamten Kapitalkosten gemé&R § 4 Abs. 3
Nr. 2 Nr.1 ARegV iV.m. § 11 Abs. 2 Nr. 6 ist in der Anlage R2_2018-1 Zeile 20 dargestelit.

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes

Kosten Kapazitétsplattform §12 GasNZV

Gemal § 12 Abs. 1 Satz. 2 GasNZV sind die Kosten fir den Betrieb und die Einrichtung
einer Kapazitatsplattform anteilig von den beteiligten Netzbetreibern zu tragen und kénnen
auf die Netzentgelte umgelegt werden. Gleiches gilt gemafl § 12 Abs. 2 S. 2 und S. 3
GasNZV fur die Einrichtung einer Sekundérkapazitétsplattform, die Transportkunden die
Mdglichkeit erdffnet, Ein- und Ausspeisekapazitdten an Dritte zu verduBern oder diesen zur
Nutzung zu berlassen. Die Umlage der Kosten ist erstmalig zum 01.01.2013 méglich und
betrifft die anteiligen Kosten aus den Kalenderjahren 2010 und 2011. Ab dem Jahr 2014 sind
ausschlieBlich die im Kalenderjahr i-2 entstandenen anteiligen Kapazitatsplatiformkosten
heranzuziehen.
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Die hieraus beriicksichtigte Anpassung der zuldssigen Erltse ist in Anlage R2_2016-1
Sondersachverhalte Zeile 80 dargestelit.

Weitere Bestandteile der Eriésobergrenze

Weitere Bestandteile der Erldsobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach
§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Anlage R2_2016-1 Zeile
80 abgebildet.

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Hirte gemé® § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjahrlichen Erldsobergrenzen aufgrund von § 4
Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht.

3.5.1.2 Erzielbare Erlése 2016

Nach Prifung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer
ergeben sich fir das Jahr 2016 die in Anlage R3_Erzielbare Erldse dargesteliten erzielbaren
Eridse.

3.5.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2016

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7
dargestelit.

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen

Der Netzbetreiber hat bei den Kosten fiir die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen fir das Jahr 2016 einen von der Meldung des Marktgebietsverantwortlichen
abweichenden Biogaswélzungsbetrag/ Betrag fur die Marktraumumstellungsumiage
angegeben. Laut Meldung des Marktgebietsverantwortliichen betrdgt der auf den

Netzbetreiber entfallende Biogaswalzungsbetrag/Betrag far die
Marktraumumstellungsumlage fur das Jahr 2016 * Dieser Betrag wurde
seitens der Beschlusskammer als vorgelagerte Netzkosten berlicksichtigt, da nur auf diesem

Wege ein Ausweis und Ausgleich der kapazitdtsmengenbedingten Abweichungen erfolgen

kann.
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3.5.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2016

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R1_
Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellit.

3.5.4 Differenz aus Kosten fiir Messung und Messstellenbetrieb 2016

Der Netzbetreiber hat fur das Kalenderjahr 2016 die Kostenveranderung fir die Messung
bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der Mainahmen geméaR § 21 b EnWG Ubermittelt.
Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt,

4 Berechnung des Regulierungskontosaldos und Bestimmung der
Anpassungsbetrage

Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016 sind die entsprechenden
Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 zu beriicksichtigen. Die Differenzen der Jahre 2012 bis
2016 sind in der R1_ Gesamt Zelle D14-H14 dargestelit. Hat der Netzbetreiber in den Jahren
2010 und/oder 2011 Mehreriose erzielt und von der optionalen Sonderlésung Gebrauch
gemacht, ist zudem der entsprechende Anpassungsbetrag bei der Saldenbildung zu
berlicksichtigen. Der Anpassungsbetrag bei Mehrerldsen des Jahres 2010 ist in der Zelle
D22, der Anpassungsbetrag bei Mehrerlésen des Jahres 2011 ist in der Zelle E22 zu finden.
Diese Jahresdifferenzen sind gemal § 5 Abs. 2 ARegV zu verzinsen. Der
Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 ist in der Zelle H27 angegeben.

Aus dem berechneten Regulierungskontasaldo wird gem&R der Ubergangsregelung in § 34
Abs. 4 ARegV eine funfjahrige Annuitat berechnet. Die Hohe der Annuitét ist in Zelle D37-
H37 angegeben.
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R1 Ermittlung der Zu- oder Abschlige auf die Erlésobergrenze

Bestimmung der lahresdifferenz

nach § 4 ARegV zuldssige Erlbse

Erldsobergrenze gemal § 4 ARegV
erzieibare Erlgse

Erforderliche Inanspruchnahme tatséchlich entstandene Kosten
vorgelagerter Netzebenen gemal §11
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV in EOG enthaltene Anséatze

Volatile Kostenanteile gemaR §11  tatsachlich entstandene Kosten

Abs.
bs. 5 ARegV in EOG enthaltene Ansitze

Messung/ Masstellenbetsieb bei effizienter Leistungserbringung

entstehende Kostenverdnderung
Sonstiges

Jahressaldo der Einzeldifferenzen gem. Bundesnetzagentur

gem. Anirag des Netzbetreibers

Differenz

Bestimmung des Regullerungskontosaldos

Vorjahressaldo {Anfangsbestand)

Jahressaldo der Einzeldifferenzen

Betrag aus optionaler Sonderldsung

Endbestand

Mittelwert aus Anfangs- und Endbestand

Zinssatz gemiR § 5 Abs. 2 ARegV

Verzinsung des Saldas

Gesamtsaldo nach Verzinsung

Vertellung

Anpassungsbetrag S,

Betriebsnummer 12002778

Seite 1 von 12



Betrmbanummer 12002778

R2 2012-1 Nachrechnung der angepasstan EriSscbergrenze durch die Bundssnetzagentur fiir das Kalenderjahr 2012
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R2 2013-1 Nachrechnung der angepassten Eridsobergrenze durch die Bundesnetzagoertur filr das Kelenderjahr 2013
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R2 2014-1 Nachrechnung der angepassten Eridscbergrenze durch dle Bundesnetzagentur lir das Kalenderjahr 2014
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R2 2015-1 Nachrect g der angepassten Erlsobergrenze durch dle Bundesnetzagentur fiir das Kalendarjahr 2016
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genersiier sakioraer | nach §9 ARegV  PF1 00457 0.0457
erboaucharpras dndex . Procuitivitstetortschitt (VPIIVIID) - PR 10113
[Zarviichs Kostenemetis Ky + Kb mit VP und PF. AW 0 + [1- Vi) » KAD.G) ¥ [VPRVPH0 - PRI

Erwsltenmpitakior [EF)
|wg-mmdem5mmpﬁ&nmii.nu = I I u,oocl nwal o.ml]
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beysmets GrbH

IE““M’ (VPP - PRI x EFL I

Ima-nmw*-vmmwmmm (m,nofi-\ﬂ}lmﬂ]lm-ﬁ'ﬂ}lﬁi

i Z ECL= KAdnb. t +{KPwnb 0 # (1 KABD
|2 prencs nach () bl e R Tl L
Bsndentaciveechalts
nichl von formsl artasal wenden I
|Katandenjshriiche Erisobengranze EON, kalendarandich |
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bayamnets GmbH Bairlshanummas 12007778

R2 2016-1 Nachrechnung der angepassten Eridsobergrenze durch die Bundesnetzagentur filr das Kalenderjahr 2018

Owten der Reguiienmgaperiads Jahresdeten
Verfhwertart Regetvactahran Jute m:‘:" NVM?\'RJ I‘i by n-oclm:vmmw

M. ] ach §9 ARogV [FFY
Ausganganivasy gemBS § B Abs,  ARegV ‘ l- 2013 20 1,5000%
Pausch 4 nach § 25 ARsgV 0008 2014 0,40 3.0229%
Basisfain [l 10 0% 1] 4.5878%
Efrlenrwert [EW,] 100,00% 2018 020 5,1384%
Varbrauchorpreisgesarmindes nach § 8 ARagh des Jahvres 2010 [VPID) 100 2017 100 TIIM%
Vartrauchamprelsgesamindex nach § 8 ARsgV des Javes 2074 [VER) 106,80
B i ok Kostenanteis nach § 11 Abs, 2 ARegV Veria s Basisjshr Kosten Eridas Reido sus Heirer N

Snderungen [Kosten) Andenmgen (Eridas)

Al und § L . 13

riorderficha L hreahy ' hemen (N, 4)

it nach § 23 ARagy (M, €}
Auligung des AbDugsbeTagen hach § T3 Abw, 20 ARegY

verbleibends Kosten Bloges nch Abzug Wilnrgepauschale (Nr. Sa)

DA, Und ETwaltrg. Vel Sebar, Bt Lot sE- Grid VarborGagahil, (Abechuts vir 31,12.08)
(M. 9)
Betriobs- und Personalrtatisgkell (W, 10)

v + (N 11)
1 it @ nach § 25 AReg¥ [Nr. £2)

[ Aurfiinung won chil f N chiusskostanbelirfgen (hr. 13)

Voutan oder Erfas st Mabnahmen sines Batraibars von G NG dia mner
‘wirtsaman
BUE SENAM VDBV IR LRI Vi OBargalands dals e B {i
Lvorgeiagerts Netzhoaten)

Cavowrtunfy nicht baginfiossbare Kosten Hidnb

welstile Mestonantelis nach § 11 Abs. B ARsgV Kesten In VO EriBas In VKD Moxten bn Vi Eriaen In VI

Kostsn fir da Beschafung von Trelbenarples
Koston fir Lestiusszusagen

Ot b el sl . e

Errniktiung dsr voribargehend icht beainfhusabarsn und der basinfiusabarsn Kostanantah Werta acs Basigjaty  APgepessia OO vor  Sado sus Hetzver- mwz&a
' ohne b Kitgas 0 - KAdnk 0
BosinBussbaner Kowteranteld (%] 1-EWs
{Basinbusshans Kostenanted ] KAb0
Worlibargeh e nicht beeinfussbares Kostenantsi [% Evva
Vorberg et b n Kvrib,D
blicht abgebauter Tell der beeinBuasbaren Kostan 1-
Micit abgebauter besinfessbarer Kostermmtel] {1V z KADD
Houtermied Vix KAbO
 varibargahand hicht basknfhusabarer Ergk RIcht KA. + (1 - V) KAD 0
(WP und #F)
UPT20E = VoiD) V4
Verbmucherpisisgesannudes nach § § ARsgl/ VA 100,00 10 80
Stwigenung des Vertrauchee tidex b suf Basiafolr  VPIL/VPID 1,0860
@ 8 F nach § & ARegd  PFi 00814 10,0614
Ver dindex 1. F Hachait (VPRAVPI) - PR 1.0048
| Jibriiche Koghnartells K + Kb il VP urvd PF + (1 Vi x KAB 0) x (VEIPI0 - BFY
ErweNarungstaor [EF)
IWWNIMMMM«M}I,QW EFt I I 0.004 ONGI 3.001]
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bayarnaty GerbHi

| r— (VPRI - PP x EFI I

IJMMKMW'+1'MWHWPHMH’I At + (1 - VX ARG ) x (VPIWPHD - PFY) x EF{

Ouailtiteslornent (04
(2 R citgs s Eidsobergrwnzy nach & 10 ARSgY @ I
Saido des Raguilsnungsbionton (87
2u- und Abachisge 2ur Autgleich des Sulios des Reguliengakontos. o, I
Lg;ﬂm,u.ﬂgv

VEEVKD I
Fa de S TR formel (E0Y ECH = KAt t HKAWD,0 + | 1+ V1) X KABD ¥ I

s . {VPIWPIL - PEY ¥ EF + 01+ Vi1 - VX4 81

Sondersachierhaits
[Sactwarnalts g nicht ven dec Regierungeionmel erfusel werden I
[Kalenderjanriiche Endsobergrenze ECt, kalenderanfich |
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bayemets GmbH Betriebsnummer 12002778

R3 Bestimmung der erzielbaren Erlése

2012 ; 2013 2014 2015 2016

11 Umsatzerlose aus Netzentgelten Gas

111 Ausspeisepunkte ohne Leistungsmessung

1.1.2 Ausspeisepunkte mit Leistungmessung

1.1.3 Abrechnung

1.14 Messung
1.15 Messstellenbetrieb

116 Gesondertes Netzentgelt gemaR § 20 Abs. 2 GasNEV

1.1.7 Vertragsstrafen

1.1.8 Preisnachldsse gemaR § 3 KAV i.V.m. § 18 GasNEV

1,19 Unterbrechbare und unterjahrige Vertrige

1.1.10 Weitere Erlése

1.1.11 Konzessionsabgaben

1.1.12 Sonstige Umsatzerlse aus Netzentgelten
= Erzielte Erlése (1.1 abzgl. 1.1.11)

+ Unterverprobung

= Erzielbare ErlGse

Seite 12 von 12



	Aktenzeichen: BK9-16/8011-RK12-16
	Beschluss
	Gründe
	Rechtsbehelfsbelehrung
	Anlage R für Fernleitungsnetzbetreiber



